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"Angesichts der Öffnung des Strommarkts, die in Etappen erfolgt, und der absehbaren Öffnung des Gasmarkts 
ändert sich das wirtschaftliche Umfeld der IWB rasch und einschneidend. Die heute noch bestehenden 
Energieversorgungsmonopole verschwinden. Aktuell vorhandene Benachteiligungen der IWB werden sich 
angesichts der neuen Spielregeln in gravierendem Ausmass negativ auswirken. Denn im Vergleich zu 
privatrechtlich organisierten Konkurrenzfirmen gelten für die IWB äusserst lange Entscheidungswege, was die 
Reaktions- und Handlungsfähigkeit empfindlich einschränkt und damit die Fortsetzung der Basler Energiepolitik 
behindert." 

Dies schreibt der Regierungsrat in der Vernehmlassung zur Zukunft der IWB - und kommt zum Schluss, dass 
eine "zweckmässig organisierte öffentlich-rechtliche Anstalt eine moderate Selbstständigkeit garantieren und die 
demokratische Kontrolle der IWB weiterhin gewährleisten" kann. Der Regierungsrat zieht deshalb für die künftige 
Organisationsform der IWB die selbstständige öffentlichrechtliche Anstalt vor. 

Die Ausgliederung der IWB aus dem starren Gefüge der Kantonsverwaltung ist betriebswirtschaftlich auf jeden 
Fall richtig. Es gibt allerdings wenig Gründe, die IWB weiterhin öffentlich-rechtlich zu organisieren und im 
Staatsbesitz zu belassen. Denn die Kontrolle über die Stromproduzenten und -vertreiber wird im liberalisierten 
Strommarkt durch die Kundinnen und Kunden wahrgenommen werden - und damit viel "demokratischer" als 
heute. 

Damit die interessierte Bevölkerung über die IWB nicht nur als Kunde, sondern auch als Besitzer befinden kann, 
ist die Ausgabe von "Volksaktien" zu prüfen. Wird die IWB in eine privatrechtliche Aktiengesellschaft 
umgewandelt, können sich jene Baslerinnen und Basler, die sich mit den Fragen der Energieversorgung vertieft 
beschäftigen sowie vom künftigen Erfolg des Unternehmens überzeugt sind, direkt an der IWB beteiligen. Damit 
kann die interessierte Bevölkerung die künftige Strategie der IWB - im Vergleich mit sowohl der heutigen 
Organisation als auch der vom Regierungsrat vorgeschlagenen öffentlich-rechtlichen Anstalt - gleichzeitig direkter 
und freiwilliger beeinflussen. 

Die Unterzeichnenden bitten deshalb den Regierungsrat, im Rahmen des laufenden Vernehmlassungsprozesses 
zur Zukunft der IWB auch zu prüfen, diese in eine Aktiengesellschaft umzuwandeln und der Basler Bevölkerung 
zu ermöglichen, sich an der IWB zu beteiligen. 
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